
 
 

Beschluss der Ratsleitung vom 14. Dezember 2011 

 
  
 KR.Nr. A 174/2011 (RL) 

Auftrag Geschäftsprüfungskommission (GPK): Beschleunigung der Behandlung von 

Interpellationen (02.11.2011);  

Stellungnahme der Ratsleitung 

  

1. Vorstosstext 

Die Ratsleitung wird beauftragt, dem Kantonsrat Bericht und Antrag zur terminlichen Beschleu-
nigung der Behandlung von Interpellationen im Kantonsrat vorzulegen. Interpellationen sind – 
nötigenfalls auch ohne schriftliche Stellungnahme des Regierungsrats, wenn keine triftigen 
Gründe für die Verspätung vorliegen – an der nächsten auf die Einreichung folgenden Session 
im Kantonsrat zu traktandieren. 

2. Begründung 

§ 37 Absatz 2 des Kantonsratsgesetzes legt fest, dass Interpellationen „in der Regel in der nächs-
ten Session“ zu behandeln sind. Diese Regel ist indessen in der praktischen Anwendung faktisch 
ausgehöhlt worden; sehr oft werden Interpellationen vom Regierungsrat zu spät beantwortet, 
so dass eine Traktandierung in der vom Gesetz vorgesehenen Session gar nicht möglich ist. Das 
führt dazu, dass Fragen, die aus einer gewissen politischen Aktualität heraus gestellt werden, 
erst im Kantonsrat behandelt werden, wenn sie ihre Aktualität eingebüsst haben. Deshalb ist 
die einschlägige Bestimmung im Kantonsratsgesetz dahingehend zu ändern, dass Interpellatio-
nen nicht „in der Regel“, sondern grundsätzlich immer in der nächsten auf die Einreichung fol-
genden Session zu behandeln sind. Als Konsequenz aus dieser Gesetzesänderung ist auch § 81 
Absatz 1bis des Geschäftsreglements zu ändern, so dass der Regierungsrat, den Kantonsratsprä-
sidenten im voraus darüber informieren muss, welche Interpellationen er aus welchen Gründen 
nicht termingerecht beantwortet, und dass der Kantonsratspräsident in Kenntnis der Gründe für 
die Verspätung entscheidet, ob er eine oder mehrere Interpellationen ohne schriftliche Beant-
wortung durch den Regierungsrat für den Kantonsrat traktandiert. In diesem Fall könnte das 
zuständige Mitglied des Regierungsrats zu Beginn der Beratung im Kantonsrat eine mündliche 
Stellungnahme abgeben. 

Nachdem die wirkungsorientierte Verwaltungsführung (WoV) mittlerweile seit ein paar Jahren 
definitiv eingeführt ist, hat die GPK einige Überlegungen zur praktischen Arbeit und insbeson-
dere zu den parlamentarischen Möglichkeiten und Instrumenten unter den WoV-Regeln ange-
stellt. Sie ist zur Auffassung gelangt, dass es in verschiedenen Bereichen Verbesserungspotenzial 
gibt und hat entsprechende Ideen entwickelt; dieser Vorstoss ist Teil eines Pakets, das mehrere 
Vorstösse umfasst, die alle gleichzeitig eingereicht werden. Die GPK lädt Ratsleitung und Regie-
rungsrat ein, die Beantwortung zuhanden des Parlaments zu koordinieren und so zu terminie-
ren, dass alle Vorstösse gemeinsam spätestens im Frühling 2012 im Kantonsrat behandelt wer-
den können. Die GPK ersucht die Ratsleitung zudem, anschliessend eine Spezialkommission ein-
zusetzen, welche alle erheblich erklärten Vorstösse im Rahmen eines Gesamtpakets bearbeiten 
und dem Kantonsrat aufeinander abgestimmte Umsetzungsvorschläge im Rahmen einer einzi-
gen Vorlage unterbreiten soll, die alle nötigen Anpassungen der betroffenen Gesetze und des 
Geschäftsreglements des Kantonsrats umfasst. Die Spezialkommission soll ihre Arbeit bis spätes-
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tens Ende 2012 abgeschlossen haben, damit der Kantonsrat noch in dieser Legislatur seine Ent-
scheide treffen kann. 

3. Stellungnahme der Ratsleitung 

Gemäss § 10 des Kantonsratsgesetzes behandelt die Ratsleitung Vorstösse, die den Rat in eige-
ner Sache betreffen. Aus diesem Grund nehmen wir und nicht der Regierungsrat zum Vorstoss 
Stellung. Wir haben aber die Meinung des Regierungsrats eingeholt, bevor wir diese Stellung-
nahme zuhanden des Kantonsrats verabschiedet haben. 

Der Regierungsrat erstattet uns schon seit einiger Zeit an jeder Session Bericht über die hängi-
gen Vorstösse und allfällige Gründe für die Nichteinhaltung der Antwortfristen. Insofern kön-
nen wir feststellen, dass es durchaus triftige Gründe für die Verspätungen geben kann. Es ist 
auch nicht zu übersehen, dass zur Beantwortung von Interpellationen manchmal auch Stellung-
nahmen von Bundesbehörden oder ausserkantonalen stellen eingeholt werden, was mitunter 
auch eine gewisse Zeit dauern kann. Andererseits stellen wir aber auch fest, dass die Antwort-
fristen – insbesondere auch jene für Interpellationen1 – immerhin gesetzliche Fristen sind, über 
die sich der Regierungsrat ohne Not nicht einfach hinwegsetzen darf. Diese gesetzliche Frist 
dient nicht zuletzt dazu sicherzustellen, dass Interpellationen, die aktuelle Fragen aufgreifen im 
Zeitpunkt der Traktandierung für den Kantonsrat noch immer von aktuellem Interesse sind. Wir 
unterstützen deshalb die Stossrichtung des vorliegenden Auftrags. Im Grunde verlangt der Auf-
trag nur, dass die bereits gesetzlich festgeschriebene Behandlungsfrist für Interpellationen bes-
ser eingehalten wird. Dieses Anliegen unterstützen wir, sehen aber gewisse Probleme, wenn 
verlangt wird, Interpellationen ohne Stellungnahme des Regierungsrats zu traktandieren. Die 
Interpellation ist die Aufforderung an den Regierungsrat, über einen kantonale Interessen be-
treffenden Gegenstand Auskunft zu erteilen (§ 37 Abs. 1 Kantonsratsgesetz); unter diesem As-
pekt erscheint die Behandlung einer Interpellation nur mit einer Stellungnahme des Regierungs-
rats sinnvoll. Denkbar wäre, dem zuständigen Departementsvorsteher zu Beginn einer Session 
Gelegenheit zu geben, eine mündliche Stellungnahme abzugeben, wenn die schriftliche nicht 
rechtzeitig vorliegt. Dann könnte die Interpellation in Kenntnis dieser Stellungnahme am zwei-
ten oder dritten Sessionstag vom Parlament behandelt werden. Welche Vor- und Nachteile ein 
solches System hätte, müsste aber noch geprüft werden. Deshalb beantragen wir, den Vorstoss 
zwar erheblich zu erklären, aber mit einem modifizierten Wortlaut. 

Da dieser Vorstoss Teil eines Gesamtpakets ist, unterstützen wir den Vorschlag der GPK, eine 
Spezialkommission einzusetzen, die alle erheblich erklärten Vorstösse aus diesem Paket bearbei-
ten und dem Kantonsrat die nötigen Beschlüsse mit Bericht und Antrag unterbreiten soll. 

4. Antrag der Ratsleitung 

Erheblicherklärung mit folgendem Wortlaut: 

Die Ratsleitung wird beauftragt, eine Spezialkommission einzusetzen, mit dem Auftrag zu prü-
fen, wie die Einhaltung der bestehenden Frist zur Behandlung von Interpellationen sicherge-
stellt werden kann und dem Kantonsrat bis Ende 2012 Bericht und Antrag vorzulegen. 

 _______________  

1 § 37 Abs. 2 Kantonsratsgesetz: „Interpellationen sind in der Regel in der nächsten Session zu behandeln. Zwei Drittel der an-
wesenden Mitglieder können die sofortige Behandlung beschliessen.“ 
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